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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

1. Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 sind die nachfolgenden Ausnahmen i.S.v. § 4 Abs. 3 
BauNVO nicht zulässig: 

• Gartenbaubetriebe 

• Tankstellen 

2. Maß der baulichen Nutzung und Bauweise 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 BauNVO sowie § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 und 23 BauNVO) 

2.1 In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 darf die zulässige Grundfläche baulicher Anlagen 
durch Stellplätze und Zufahrten bis zu einer GRZ von 0,5 überschritten werden (i.V.m. § 19 Abs. 4 S. 3 
BauNVO).  

2.2 Die Höhenlage baulicher Anlagen wird bestimmt durch Festsetzung der Traufhöhe (TH) und der First-
höhe (FH).  

2.3 Die Traufhöhe (TH) wird definiert als Schnittkante der Außenflächen des aufgehenden Mauerwerks 
mit der Dachhaut. Bei der Errichtung von Gebäuden mit Flachdach ist die maximal zulässige Trauf-
höhe (TH) mit der maximal zulässigen Gebäudehöhe (GH) gleichzusetzen. Bei der Ausbildung einer 
Attika darf der höchste Punkt der Attika die maximal zulässige Traufhöhe (TH) nicht überschreiten. 

2.4 Die Firsthöhe (FH) wird bei Satteldächern definiert als die Schnittkante der Dachhaut der Dachflä-
chen. Bei Pultdächern wird die Firsthöhe definiert als der oberste Punkt der Dachhaut des hochsei-
tigen Dachabschlusses. 

2.5 Der untere Bezugspunkt für die Bestimmung der Traufhöhe (TH) und der Firsthöhe (FH) sowie für die 
mittleren Wandhöhe und der Abstandsflächen ist die maximale Höhe der Oberkante des Fertigfuß-
bodens (OKFF). 

2.6  Der untere Bezugspunkt für die Bestimmung der maximalen Höhe der Oberkante des Fertigfußbo-
dens (OKFF) ist durch lineare Interpolation der in der Planzeichnung festsetzten Höhenbezugspunkte 
zu ermitteln. Bei Eckgrundstücken ist der jeweils höhere, sich aus der Interpolation ergebende Wert 
maßgebend. Der ermittelte Höhenbezugspunkt darf durch die maximale Höhe der Oberkante des 
Fertigfußbodens (OKFF) um maximal 0,30 m überschritten werden. 

3. Flächen für Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 Abs. 6 BauNVO) 

3.1 Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete WA 1 und WA 2 sind in den privaten Grundstücken je 
Wohneinheit mindestens zwei Stellplätze nachzuweisen. 

3.2 Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete WA 1 und WA 2 muss der Abstand zwischen der Einfahrtseite 
der Garagen (Garagentor) und der Straßenbegrenzungslinie mindestens 6,0 m betragen.  
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3.3 Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete WA 1 und WA 2 sind Garagen und überdachte Stellplätze 
(Carports) nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sowie den zeichnerisch festgesetz-
ten „Flächen für Garagen und Carports“ zulässig. 

3.4 Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete WA 1 und WA 2 sind Stellplätze innerhalb und außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, jedoch nicht im rückwärtigen Grundstücksbereich. Der 
rückwärtige Grundstücksbereich beginnt ab der hinteren Baugrenze bzw. deren geradliniger Verlän-
gerung. Bezugspunkt zur Bestimmung der hinteren Baugrenze ist die jeweilige Grundstückseinfahrt. 

4. Zulässige Zahl der Wohnungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

4.1 In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 sind je Wohngebäude höchstens 2 Wohnungen 
zulässig. 

4.2 Doppelhaushälften gelten jeweils als ein Wohngebäude. 

5. Grünordnerische Festsetzungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB i.V.m. Nr. 25 a) und b) BauGB) 

5.1 Im räumlichen Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes sind Stein-/Kies-/Split- und Schottergärten 
oder -schüttungen unzulässig. Stein-/Kies-/Split- und Schottergärten werden definiert als zusam-
menhängende Flächen, die mit den vorgenannten Materialien zu mehr als 10 % bedeckt sind. Die 
Flächen gelten auch dann als Stein-/Kies-/Split- und Schottergärten, wenn auf den Einbau von Vlie-
sen, Folien oder vergleichbaren Materialien verzichtet wird. Ausgenommen sind Spritzschutzstreifen 
entlang von Fassaden, sofern eine Breite von 0,5 m nicht überschritten wird. 

5.2 Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind, sofern sie nicht für eine andere zulässige Nutzung 
verwendet werden, gärtnerisch anzulegen und dauerhaft zu erhalten. Als gärtnerisch angelegt gelten 
i.S.d. Bebauungsplanes unversiegelte Flächen, die überwiegend bepflanzt sind (z.B. mit Rasen, Grä-
sern, Stauden, Kletterpflanzen oder Gehölzen). Kunstrasenflächen gelten i.S.d. Bebauungsplanes ex-
plizit nicht als gärtnerisch angelegt. Die Regelungen gemäß der textlichen Festsetzung Nr. 5.1 bleiben 
hiervon unberührt. 

5.3 Innerhalb der „Umgrenzung der Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind“ mit der Bezeich-
nung „Vorgarten“ ist pro begonnenen 600 m² eines Grundstücks mindestens ein Baum der Pflanz-
liste A anzupflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. Zu benachbar-
ten, privaten Grundstücksgrenzen müssen die Bäume einen Abstand von mindestens 3,0 m einhalten. 

Pflanzliste A: Bäume für Vorgärten 

Mindestqualität: Hochstamm, 3xv, mit Drahtballierung, 12 bis 14 

Botanischer Name Deutscher Name 

Acer campestre „Elsrijk“ Feldahorn „Elsrijk“ 

Acer platanoides „Columnare“ Säulenförmiger Spitzahorn „Columnare“ 
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Liquidambar styraciflua „Worplesdon“ Amberbaum „Worplesdon“ 

Sorbus thuringiata „Fastigiata“ Thüringische Säulen-Eberesche 

5.4  Innerhalb der „Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen“ ist 
eine dichte Bepflanzung in Form einer mehrreihigen Baum-/Strauchhecke aus Sträuchern und/oder 
Bäumen II. Ordnung aus einheimischen Gehölzen gemäß Pflanzliste A und B anzupflanzen, dauerhaft 
zu erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. Die Sträucher sind in einem Abstand von 1,5 m 
versetzt und die Bäume II. Ordnung in einem Abstand von 8,0 bis 12,0 m versetzt anzupflanzen. Die 
Bereiche unter den Bepflanzungen sind mit einer geeigneten Raseneinsaat (z.B. Fettwiese) aus au-
tochthonem Saatgut einzugrünen. 

5.5  Die Umsetzung von bis zu 1,0 m hohen Aufschüttungen ist in den „Flächen zum Anpflanzen von Bäu-
men, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen“ allgemein zulässig. 

Pflanzliste B: Sträucher 

Mindestqualität 60/100 
 

Pflanzliste C: Laubbäume II. Ordnung 

Mindestqualität Hst., 3xv., StU. 12/14 

Schwarze Apfelbeere Aronia melanocarpa  Feldahorn Acer campestre 

Kornelkirsche Cornus mas  Hainbuche Carpinus betulus 

Roter Hartriegel Cornus sanguinea  Esskastanie Castanea sativa 

Hasel Corylus avellana  Walnuss Juglans regia 

Eingriffliger Weißdorn Crataegus monogyna  Wildapfel Malus communis 

Pfaffenhütchen Euonymus europaea  Vogel-Kirsche Prunus avium 

Liguster Ligustrum vulgare  Frühe Traubenkirsche Prunus padus 

Heckenkirsche Lonicera xylosteum  Wildbirne Pyrus pyraster 

Kirschpflaume Prunus cerasifera  Eberesche Sorbus aucuparia 

Schlehe Prunus spinosa  Elsbeere Sorbus torminalis 

Faulbaum Rhamnus frangula    

Rote Johannisbeere Ribes rubrum    

Hundsrose Rosa canina    

Salweide Salix caprea    

Wolliger Schneeball Viburnum lantana    

Wasserschneeball Viburnum opulus    

6. Flächen für Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen; hier: Lärm-
schutz 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB sind passive Schallschutzmaßnahmen an Außenbauteilen gemäß DIN 
4109 (Schallschutz im Hochbau Ausgabe 2018, zu erwerben bei Beuth Verlag GmbH, Berlin) 



Gemeinde Waldfeucht 
Textliche Festsetzungen und Hinweise zum Bebauungsplan Nr. 67 „Hinter dem Paulisweg“ 

 
 
 

4 

entsprechend den in der Planzeichnung dargestellten Lärmpegelbereichen zu treffen. Die aus der 
vorgenannten Festsetzung resultierenden Bauschalldämmmaße einzelner unterschiedlicher Außen-
bauteile oder Geschosse können im Einzelfall unterschritten werden, wenn im bauaufsichtlichen Ge-
nehmigungsverfahren durch eine schalltechnische Untersuchung der sich aus der Änderung erge-
bende Lärmpegelbereich gemäß DIN 4109 nachgewiesen wird. An Fassadenbereichen, an denen die 
Lärmbelastung aus dem Straßen- und Schienenverkehr über 45 dB(A) nachts liegt, ist für Räume mit 
Schlaffunktion (Schlafzimmer, Kinderzimmer) ein geeigneter Schallschutz notwendig, um ungestörtes 
Schlafen zu ermöglichen. Es ergibt sich analog der DIN 4109 ein aus den maßgeblichen Außenlärm-
pegeln abgeleiteter Lärmpegelbereich von LPB V - LPB II. 

Weiterhin ist bei Errichtung des Gebäudes eine Eigenabschirmung zu beachten. Die Berechnung der 
Lärmpegelbereiche erfolgt bei Freifeldbedingungen, da nach aktueller Rechtsprechung nicht von ei-
ner kompletten geschlossenen Umsetzung des Baukörpers in der eingezeichneten Baugrenze auszu-
gehen ist. Es kann durch Anordnung der Raumfunktion bzw. Raumnutzung auf die Außenlärmpegel 
reagiert werden. Abschirmende Maßnahmen sind ebenfalls als aktive Lärmschutzmaßnahme, je nach 
Umsetzung des Vorhabens prüffähig. 

Lärmpegelbereiche nach DIN 4109 

5dB-Klasse 

Maßgeblicher Außenlärmpegel (Obergrenze) 
Lärmpegelbereich 

Bis 55 dB(A) I 

60 dB(A) II 

65 dB(A) III 

70 dB(A) IV 

75 dB(A) V 

80 dB(A) VI 

größer 80 dB(A) VII 

7. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 
(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 89 BauO NRW) 

7.1 Dachaufbauten (z.B. Gauben) auf Nebenanlagen und Garagen sind unzulässig. Der Abstand von Dach-
aufbauten zur Giebelwand des Hauptgebäudes muss mindestens 1,0 m betragen. 

7.2 Garagen sind im Fassadenmaterial des Hauptbaukörpers auszuführen. 

7.3 Doppelhauseinheiten sind mit gleicher Dachform, Dachneigung, Trauf- und Firsthöhe auszuführen. 

7.4 Innerhalb der „Umgrenzung der Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind“ mit der Bezeich-
nung „Vorgarten“ sind untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen im Sinne des § 14 BauNVO 
und bauliche Anlagen, soweit sie nach BauO NW im Bauwich oder in den Abstandsflächen zulässig 
sind oder zugelassen werden können, unzulässig. Hiervon ausgenommen sind Grenzmarkierungen in 
Form von Rasenkanten an den Grenzen der Baugrundstücke, Böschungsmauern, Zugänge, Zufahrten 
sowie Abfallbehälter. 
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7.5 Außerhalb der „Umgrenzung der Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind“ mit der Bezeich-
nung „Vorgarten“ dürfen Einfriedungen eine Höhe von 2,0 m nicht übersteigen. Sie sind ausschließ-
lich als Hecken oder Gehölzreihen sowie als Maschendraht- bzw. Stabgitterzäune in Verbindung mit 
einer Hecke oder Gehölzreihe zulässig. Innerhalb der als „Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen“ festgesetzten Flächen dürfen Hecken und Gehölzreihen 
eine Höhe von 2,0 m überschreiten. 

7.6 Bei der Einfriedung durch Hecken dürfen nur Pflanzen der Pflanzlisten B und C verwendet werden. 

7.7 In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 sind Bodenmodellierungen zulässig, die den Hö-
henunterschied zwischen den Straßenbegrenzungslinien und der maximalen Höhe der Oberkante 
des Fertigfußbodens (OKFF) ausgleichen. 

7.8  Die Flächen des Allgemeinen Wohngebietes WA 2 werden von dem Zwang zur Einleitung des Nieder-
schlagswassers in die öffentliche Abwasseranlage gemäß § 9 der Satzung über die Entwässerung der 
Grundstücke und den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage – Entwässerungssatzung – vom 
16.12.2020 befreit. 

HINWEISE 

1. Einsichtnahme von Vorschriften 

Die der Planung zugrunde liegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse und DIN-
Vorschriften) werden im Rathaus der Gemeinde Waldfeucht zu jedermanns Einsicht während der 
allgemeinen Öffnungszeiten bereitgehalten. 

2. Objektbezogene Untersuchung des Baugrunds  

Bei der Dimensionierung von baulichen Anlagen und Entwässerungsanlagen ist der Baugrund objekt-
bezogen durch einen Fachgutachter untersuchen und bewerten zu lassen. Die diesem Bebauungs-
plan beigefügten Untersuchungen dienen dem allgemeinen Nachweis über die Vollziehbarkeit des 
Bebauungsplanes sowie der Dimensionierung der öffentlichen Erschließungsanlagen. Eine Interpola-
tion der hierin aufgeführten Untersuchungsergebnisse oder deren objektbezogene Auslegung ist un-
zulässig und kann z.B. zu Schäden an baulichen Anlagen oder Konflikten im Betrieb von Entwässe-
rungsanlagen führen. 

3. Humose Böden 

Die als „Flächen, bei deren Bebauung ggf. besondere bauliche Maßnahmen, insbesondere im Grün-
dungsbereich, erforderlich sind; hier: humose Böden“ gekennzeichneten Flächen, sind von humosem 
Bodenmaterial betroffen. Humose Böden sind empfindlich gegen Bodendruck und im Allgemeinen 
kaum tragfähig. Erfahrungsgemäß wechseln die Bodenschichten auf kurzer Distanz in ihrer Verbrei-
tung und Mächtigkeit, so dass selbst bei einer gleichmäßigen Belastung diese Böden mit unterschied-
lichen Setzungen reagieren können. 

Hier sind die Bauvorschriften des Eurocode 7 „Geotechnik“ DIN EN 1997-1 mit nationalem Anhang, 
die Normblätter der DIN 1054 „Baugrund- Sicherheitsnachweise im Erd- und Grundbau“ und der DIN 
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18 196 „Erd- und Grundbau; Bodenklassifikation für bautechnische Zwecke“ sowie die Bestimmungen 
der Bauordnung des Landes Nordrhein-Westfalen zu beachten. 

4. Trinkwasserschutzzone IIIa 

Die nachrichtlich als „Trinkwasserschutzgebiet Waldfeucht“ in den Bebauungsplan übernommenen 
Flächen befindet sich innerhalb der Schutzzone IIIa des festgesetzten Trinkwasserschutzgebietes 
„Waldfeucht“.  

Die Verwendung von Recyclingmaterialien (beispielsweise Elektroofenschlacke, Hochofenschlacke, 
Hüttensand, LD (Stahlwerks)-Schlacke, Schmelzkammergranulat, RCL (Recyclingmaterial) / aufberei-
teter Bauschutt) ist verboten. Auf Antrag kann eine gebührenpflichtige Befreiung von diesen Verbo-
ten im Einzelfall erteilt werden. 

Das Anwenden von in Wasserschutzgebieten nicht zugelassenen Pflanzenschutzmitteln (wie z. B. nach 
der Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung) sowie das unsachgemäße Anwenden zugelassener Mit-
tel ist verboten. 

Das Versickern von Niederschlagswasser ist nur über die belebte Bodenzone möglich. Für die Einlei-
tung von Niederschlagswässern von Dachflächen sowie sonstigen befestigten Flächen über eine Ver-
sickerungsanlage in den Untergrund ist beim Landrat des Kreises Heinsberg - untere Wasserbehörde 
– eine wasserrechtliche Erlaubnis zu beantragen. 

5. Artenschutzmaßnahmen 

Gemäß der Artenschutzprüfung Stufe I und II zur Errichtung eines Neubaugebietes in Haaren, Ge-
meinde Waldfeucht, Kreis Heinsberg des Büros für Freiraumplanung D. Liebert vom 13.06.2022 sind 
die nachfolgenden Artenschutzmaßnahmen zu berücksichtigen: 

• Baufeldfreimachung zwischen Oktober und Februar 

Die Baufeldfreimachung (Entfernung des Oberbodens, Entfernung von Gehölzstrukturen) soll 
in den Zeitraum zwischen Oktober und Februar fallen, um so die Tötung oder Verletzung von 
Vögeln, insb. Gelegen und Jungtieren zu verhindern. Alternativ kann eine gutachterliche Kon-
trolle durch einen Biologen auf das Vorkommen von Vogelbruten erfolgen. Dies bedarf jedoch 
der Zustimmung der Unteren Naturschutzbehörde des Kreis Heinsberg. Bei fehlenden Nach-
weisen von Tieren kann die Baufeldfreimachung auch zu anderen Terminen beginnen. Bei ei-
ner Feststellung von Tieren ist deren selbstständiges Ausfliegen abzuwarten. 

• Schwarzbrache und Vergrämung 

Zur Vermeidung einer Feldlerchenbrut müssen die Ackerflächen im Plangebiet den Charakter 
einer Schwarzbrache annehmen. Dazu ist ein Pflügen der Fläche im Herbst sowie (in Abhän-
gigkeit von aufkommendem Wildwuchs) ein nochmaliges Grubbern im Frühjahr erforderlich. 
Parallel sind auf der Fläche im Raster von etwa 20 * 20 m Vertikalstrukturen zu schaffen (Holz-
pfähle min 2,00 m über Flur). Diese Pfähle sind zusätzlich mit Flatterbändern zu versehen. 

• Maßnahme zur Vermeidung von Lichtverschmutzung 

Im Zuge der Beleuchtungsplanung und Ausführung sind die Vorgaben und Empfehlungen gem. 
"Leitfaden zur Neugestaltung und Umrüstung von Außenbeleuchtungsanlagen“ des BfN (2019 
- Skript 543) zu beachten. 
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• Vermeidung von Vogelschlag an Glasfassaden 

Zur Minimierung der Gefahr sind allgemeine Vorgaben zur Vermeidung zu beachten - insbe-
sondere sind Eckdurchsichten und Spiegelung attraktiver Nahrungshabitate in großflächigen 
Glasfronten zu verhindern. Dazu sind zunächst Scheiben aus handelsüblichem Floatglas zu ver-
wenden – max. 8% Spiegelung. Zudem sind Maßnahmen in Form einer Folierung insbesondere 
für Verglasungen oberhalb einer üblichen Erdgeschosshöhe (ca. 3,00 m) sowie oberhalb übli-
cher Abmessungen (ca. 5 qm) vorzusehen. 

6. Bergbau 

Der räumliche Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes liegt über dem auf Steinkohle verliehenen 
Bergwerksfeld „Heinsberg“ sowie über den auf Braunkohle verliehenen Bergwerksfeldern „Union 
240“ und „Union 245“. Eigentümerin des verliehenen Bergwerksfeldes „Heinsberg“ ist das Land Nord-
rhein-Westfalen (Bergfiskus). Rechtsnachfolgerin der Eigentümerin der beiden verliehenen Berg-
werksfelder „Union 240“ und „Union 245“ ist die RV Rheinbraun Handel und Dienstleistungen GmbH, 
hier vertreten durch die RWE Power AG (Abt. Liegenschaften und Umsiedlung, Stüttgenweg 2 in 50935 
Köln). 

7. Sümpfungsmaßnahmen 

Der räumliche Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes ist von durch Sümpfungsmaßnahmen des 
Braunkohlenbergbaus bedingten Grundwasserabsenkungen betroffen. Diese werden noch über ei-
nen längeren Zeitraum wirksam bleiben. Eine Zunahme der Beeinflussung, ein Wiederanstieg und 
hierdurch bedingte Bodenbewegungen können nicht ausgeschlossen werden. Diese können zu Schä-
den an der Tagesoberfläche führen und sollten bei Planungen und Vorhaben Berücksichtigung fin-
den. 

8. Inaktive Grundwassermessstellen 

Auf der Gemarkung Haaren, Flur 18, Flurstücke 81 und 174, in einem Abstand von z.T. weniger als 200 m 
zum räumlichen Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes befinden sich inaktive Grundwassermess-
stellen. Sollte innerhalb eines 200 m Korridors der Baumaßnahme eine Grundwassermessstelle lie-
gen, dann ist zum Zwecke der Einweisung vor Beginn der Maßnahme mit dem entsprechenden Ei-
gentümer der Grundwassermessstelle Kontakt aufzunehmen. Für weitergehende Informationen über 
die Grundwassermessstellen wenden Sie sich bitte an das Landesamt für Natur, Umwelt und Ver-
braucherschutz NRW, E-Mail: grundwasserstand@lanuv.nrw.de. 

9. Erdbebengefährdung 

Das Plangebiet befindet sich gemäß der Karte der Erdbebenzonen und geologischen Untergrund-
klassen der Bundesrepublik Deutschland, Bundesland Nordrhein-Westfalen, Karte DIN 4149 Juni 
2006, in der Erdbebenzone 2 in der Untergrundklasse „S“ (Gebiete tiefer Becken-strukturen mit 
mächtiger Sedimentfüllung). Die in der DIN 4149 genannten bautechnischen Maßnahmen sind zu be-
rücksichtigen. 
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10. Vorsorgender Bodenschutz 

Zur Minderung und Vermeidung von Eingriffen in den Boden sind nachfolgenden Maßnahmen einzu-
halten. 

• Die Flächeninanspruchnahme (z.B. durch den Baubetrieb) ist auf das unbedingt notwendige 
Maß und möglichst auf zukünftig bebaute Flächen zu begrenzen.  

• Der Oberboden ist abzuschieben und getrennt vom übrigen Bodenaushub zu lagern. Der Bo-
den ist nach Möglichkeit vor Ort wieder zu verwenden. Gemäß § 202 BauGB ist Mutterboden 
in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung und Vergeudung zu schützen. Nähere 
Ausführungen zum Vorgehen enthält die DIN 18915 bezüglich des Bodenabtrags und der 
Oberbodenlagerung. Es sind die Bestimmungen der DIN 18915 in den jeweiligen gültigen Fas-
sungen unbedingt zu beachten.  

• Bei Baumaßnahmen ist die obere Bodenschicht gemäß den einschlägigen Fachnormen ge-
trennt vom Unterboden abzutragen. Darunter liegende Schichten unterschiedlicher Ausgangs-
substrate sind entsprechend der Schichten zu trennen und zu lagern. Zu Beginn der Baumaß-
nahmen sind Bereiche für die Materialhaltung und Oberbodenzwischenlagerung zur Minimie-
rung der Flächenbeeinträchtigung abzugrenzen. Die geltenden Bestimmungen nach DIN 19731 
sind zu berücksichtigen.  

• Eine Kontamination von Boden und Wasser während des Baubetriebs ist durch entsprechende 
Maßnahmen zu vermeiden. Für den Bebauungsplan gilt, dass nach § 4 Abs. 1 BBodSchG in Ver-
bindung mit § 7 BBodSchG sich jeder so zu verhalten hat, dass schädliche Bodenveränderun-
gen nicht hervorgerufen werden. + Für den Einsatz natürlicher Schüttgüter gilt im Bebauungs-
plan, dass sich nach § 4 Abs. 1 BBodSchG in Verbindung mit § 7 BBodSchG jeder so zu verhalten 
hat, dass schädliche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden.  

• Bodenverdichtungen und Gefügeschädigungen aufgrund von nasser Witterung sind zu vermei-
den. 

11. Haustechnische Anlagen 

Die Errichtung und der Betrieb von Klima-, Kühl- und Lüftungsanlagen, Luft- und Wärmepumpen 
sowie Blockheizkraftwerken hat unter Beachtung des „Leitfaden für die Verbesserung des Schutzes 
gegen Lärm bei stationären Geräten“ der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz -
LAI (www.lai-immissionsschutz.de) zu erfolgen. 

12. Ausgleich 

Durch die Planung entsteht ein ökologisches Defizit von 30.110 Ökopunkten. Das Defizit wird über die 
Anlage einer Streuobstwiese auf den Flächen Gemarkung Haaren, Flur 18, Flurstück 73 abgegolten. 
Hierzu werden Ackerflächen in eine Streuobstwiese umgewandelt. 

13. Entwässerung 

Das Niederschlagswasser von den befestigten privaten Grundstücks- sowie Dachflächen und den öf-
fentlichen Verkehrsflächen ist über ein Trennsystem in eine zentrales Versickerungsbecken einzulei-
ten. Ausgenommen von dieser Regelung sind die Grundstücke des Allgemeinen Wohngebietes WA 2. 
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